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Pressemitteilung
Gymnasium für Rödermark  - FREIE WÄHLER werden aktiv

Die FREIEN WÄHLER Rödermark unterstützen die CDU bei der Einlösung ihres Wahlversprechens,  zur Bereicherung der Bildungslandschaft in Rödermark ein privates Gymnasium anzusiedeln. „Wir gestalten Zukunft“  versprach die CDU vor der Kommunalwahl 2011 und ihr bildungspolitischer Experte Ralph Hartung forderte: „Damit Rödermark für junge Familien noch attraktiver wird, muss das gute Bildungsangebot besser werden. Die Oswald-von-Nell-Breuning-Schule hat ihre Kapazitätsgrenze erreicht. Wir benötigen eine zweite weiterführende Schule.“

Seit Jahrzehnten pendeln täglich mehrere hundert Rödermärker Schüler an Gymnasien in Nachbarkommunen. Dieser selbst von der SPD beklagte Bildungs-Tourismus sollte durch ein entsprechendes Angebot vor Ort verringert werden. Ein privates Gymnasium könnte mit der Berufsakademie Rhein-Main kooperieren und die Attraktivität Rödermarks als Wohnort weiter steigern.

In Hessen gibt es 184 private Ersatzschulen. Die Erhöhung der öffentlichen Zuschüsse auf 85% der Kosten pro Schüler an öffentlichen Schulen ist geplant. Damit wird eine für viele Bürger willkommene – nicht elitäre – Ergänzung des Schulangebots möglich. Die klassenkämpferischen Parolen der SPD wie „Zweiklassen Bildungsgesellschaft“, mit denen fortschrittliche Entwicklungen verhindert werden sollen, gehen daher völlig an den Realitäten vorbei.

Seit über zehn Jahren fordert die CDU ein Gymnasium für Rödermark, bisher ohne jedes Ergebnis. Auch im Koalitionsvertrag zwischen CDU und AL / Die Grünen sind Aktivitäten zur Einrichtung eines Gymnasiums vorgesehen. Jetzt sollte endlich im Sinne vieler Bürger Rödermarks konkret gehandelt werden.

Die FREIEN WÄHLER Rödermark werden deshalb in der kommenden Stadtverordneten-versammlung einen entsprechenden Antrag einbringen. Dann muss Farbe bekannt werden, ob Wahlversprechen nur leere Worte sind.

